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Inland. 


Jan. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
das Prädikat als Ober⸗Poſt⸗ Direktor 


Berlin, den 25. 
Dem Poſt⸗ Direktor Strahl in Görlitz 
zu verleihen. 

Se. Hoheit der kegierende Herzog von Sachſen⸗Koburg⸗ Gotha iſt 
von Koburg, und Se. Hoheit der Herzog Georg von Mecklenburg⸗ 
Strelig von Neu-Strelig hier angekommen. — 

Der außerordentliche Geſandte und bevollmächtigte 
Ruſſiſchen Hofe, Generalmajor von Rochow, iſt nach St. Petersburg abgereiſt. 


e Gneſen. — Aus den Berichten über die bisher ſtattgehabten Wahlen 
eines Kultus⸗Kommiſſarius in den Synagogen⸗Gemeinden unſerer Provinz iſt zu 
erſehen, daß bei Erwägung der Qualifikation eines Wahlkandidaten vorzüglich 
ſein religiöſer Standpunkt in Betracht gezogen wurde! Sowohl die ſtabile als die 
ſortſchreitende Partei beſtrebte ſich nur einem Manne ihrer Farbe den Sieg zu 
verſchaffen. Hierin ſchritt die Hauptgemeinde Poſen mit ihrem Beiſpiel voran, 
und tein Wunder, daß lie, des Voranſchreitens fo ungewohnt, den kleineren Ge⸗ 
meinden einen ſalſchen Weg bezeichnete. So geſchah es, daß in mancher Ge⸗ 
meinde der tüchtigere Kandidat übergangen wurde, 
Bekeuntuih der Wähler theilte. Der Fehler rührte vorzüglich von der irrigen 
Anſicht her, welche über die eigentliche Funktion der Kommiſſarien verbreitet 
wurde. — Bei der Entwerfung des Geſetzes vom 23. Juli 1847 ging der Staat 
noch immer von dem bis dahin ſtreng beſolgten Grundſatze aus, ſich jeder 
Einmiſchung in die innern Kultus⸗ Angelegenheiten der Juden zu 
enthalten, nur mit dem Unterſchiede, daß während er früher in dem jüdiſchen 
Kultus⸗Weſen die ſtrengſte Stabilitat aufrecht hielt (womit doch immer eine Art 
von Einmiſchung, ja ſogar ein gewiſſer Glaubenszwang verbunden war), er jetzt 
den Gemeinden erlaubt, ganz ihren freien Gang zu gehen, und wo es unter den 
diſſentirenden Mitgliedern nicht zur Einigung kommen kann, eine Trenuung in 
verſchiedenen Gemeinden geſtatten. Dies ift nicht blos für die Reformer, ſon⸗ 
dern auch für die Orthodoxen ein Gewinn. Denn einmal können ſie dem Aus⸗ 
falle der jetzt ſchwebenden Wahl ſchon deßwegen ruhig entgegenſehen, weil, gehöre 
der erwählte Kommiſſarius auch zu den Freiſinnigſten, er ja doch auf eine Regie⸗ 

rung nichts vermögen wird, die ſich eben nach dem oben benannten Grundſaßze 
jedes Einfluſſes auf die jüdiſchen Kultus- Angelegenheiten ſtreng begeben hat. 
Zweitens aber ift ihnen jetzt vergönnt, in ihrem Sinne fortzuſchreiten, und wäh⸗ 
rend früher auch ihnen die ſtreugſte Stabilität anbefohlen war, können ſie jetzt 
ſogar noch weiter zurückgehen. — Doch ſowohl durch Fortſchritte, als durch 
Rückſchritte bilden fich neue Religionsgeſellſchaften, und ſelbige kennen zu lernen, 
iſt für den Staat in ſofern eine Nothwendigkeit, als er ja wiſſen muß, ob die 
neue Religionsgenoſſenſchaft eine Baſis hat, auf welcher fie Duldung im Staate 
beanſpruchen kann. Hieraus ergiebt ſich die eiſte und wichtigere Funktion 
der Kommifflon. Sie ſoll ein klares Bild von den Glaubensanſichten jeder neuen 
Genoſſenſchaft entwerfen, damit erkannt werde, ob ſelbiger Duldung und Schutz 
im Staate geboten werden könne. Ein ſolches Bild kann zwar durch Parteiſucht 
und Glaubenshaß verdunkelt, in ſeinen Grundlinien aber kaum verfälſcht werden. 
Nimmermehr wird es einem ſelbſt fanatiſchen Kemmiſſarius gelingen, die Glau⸗ 
bensſätze der Gegenpartei als ſtaatsgfährliche zu ſchildern, wenn fie es nicht wirk⸗ 
lich find, und keineswegs laufen die Orthodoxen hierbei Gefahr, da ſie bei ihrem 
Verharren am Alten, einem Glauben angehören, welcher ſchon vielfach geprüft, 
für das Gemeinwohl nicht ſchädlich erkannt worden iſt, und von keinem Reſormer 
mehr verdächtigt werden kann. Die zweite Funktion der Kommiſſion er⸗ 
giebt ſich aus Folgendem: Jede Gemeinde hat als juriſtiſche Perſon Vermögen, 
echte und Pflichten. Wenn nun Spaltungen in einer Gemeinde entſtehen, ſo 
iſt es eine ſehr wichtige Frage, welchem Theile Vermögen, Rechte und Pflichten 
der bis dahin vereinigten Gemeinde anheimfallen. Die Frage beantwortet ſich 
nur durch Ermittelung derjenigen Partei, welche die beſtehende juriſtiſche Perſon 
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vertritt. In dem Geſchäfte der Ermittelung ſollen nun die Mitglieder der Kom⸗ 
miſſion als Sachverſtändige der Regierung zur Seite ſtehen. Die Denkſchrift zum 
Entwurfe der letzten, die Verhältniſſe der Juden betreffenden, Verordnun in t 
dies ganz deutlich in folgenden Worten: „Es wird die Anordnung einer 3 
degutachtenden Kommiſſion beabſichtigt, welche ſich den einzelnen Judenſchaften 
und dem Staate gegenüber, in ihrem rein äußerlichen Verhältniſſe zu denſelben 
darüber ausſpreche, welche Anſichten und Reformen den Standpunkt des Juden⸗ 
thums verlaſſen, welche deuſelben feſthalten, um danach beurtheilen zu konnen 
welcher Theil der diſſentirenden Judenſchaft als die eigentlich jüdiſche Gemeinde 
anzuſehen iſt, und daher zunächſt ein Recht auf die beſtehenden Kultus ⸗Juſtitute 
und deren Vermögen hat.“ Es iſt leicht einzuſehen, daß auch auf die Ausübung 
dieſer zweiten Funktion die Glaubensanſicht des Kommiſſarius keinen wichtigen 
Einfluß haben kann. Denn jemehr der erwählte Kommiſſarius eine freie Ent⸗ 
wicklung im Judenthum als nothwendig anerkennen und dem Fortſchritte huldi⸗ 
gen wird, deſto weniger wird er der orthodoxen Partei bei ihrer ſtrengen Stabili⸗ 
tät zugeſtehen wollen, daß ſie den Standpunkt des Judenthumes verlaſſen hätte. 
Die Reformer aber haben inſoſern nichts von einem orthodoxen Kommiſſarins zu 
befürchten, als fie ſelbſt ja, wenn ſie gefragt würden, welche Partei den ſrühern 
Standpunkt des Judenthums fefthält, nicht ſich, ſondern die Orthodoren nennen 
müßten. — Viel weniger kommt es bei der Wahl eines Kommiſſarins auf das 
Glaubensbekenutniß deſſelben, als vielmehr darauf an, daß er neben der gen f 
ſten Kenntuiß des jüdiſchen Geſetzes auch die Fahigkeit beſitze durch A 
und ſchriftliche Darlegung den Behörden ein klares Bild von 15 Art und Wich. 
tigkeit des in einer Gemeinde entſtandenen Conflictes zu geben. Dies ee 
auf die bisher ſchon vollzogenen Wahlen, wird manche Gemeinde erkennen, daß 
ſie ſehr eifrige Debatten zu Gunſten einer beſſern Wahl haͤtte unterlaſſen fönnen 
So weit die Reſultate der bisher ſtattgefunden Wahlen bekannt find, wird wohl 
unſer Rabbier, der Herr Dr. Gebhard, einer der Kommiſſarien unserer Pro⸗ 
vinz werden. Denn daß die Provinz Poſen, die ja mehr als ein Dritttheil der 
Judenſchaft der ganzen Monarchie enthält, gleich den übrigen Provinzen bloß 
durch einen Kommiſſarius vertreten werden ſollte, laßt ſich um fo weniger den⸗ 
ten, als aus der jetzt herrſchenden Gährung und dem ſo ſchroffen Entgegenſtehen 
der Parteien in den Gemeinden unferer Provinz vorausſichtlich eine ſehr reiche 
Beſchäftigung für die Kommiſſion erwachſen wird. Die Wahl des Herrn Dr. 
Gebhard wäre jedenfalls eine glückliche, nicht bloß, weil er jene oben als noth⸗ 
wendige geſchilderten Eigenſchaften eines Kommiſſarius beſitzt, ſondern auch weil 
er, ein freiſinniger Mann und dem gemäßigten Fortſchritte angehörend, doch das 
Vertrauen der Orthodoxen genießt. Was den Wahlmodus anbetrifft, wird dies 
ſer von den Herren Landräthen in den verſchiedenen Gemeinden verſchieden ange⸗ 
ordnet, fo daß hier der Verſtand, dort das Collegium der Repräſentanten⸗ und 
anderswo wieder die ganze Gemeinde wählt. Es wäre wünſchenswerth, daß uns 
Aufklärung darüber gegeben würde, warum die Berwaltungsbehörbe in derſelben 
Sache ein ſo verſchiedenes Verfahren befolgt. 

Berlin. — Die neueſte Nr. der Geſetzſammlung enthält folgende Allerhöchſte 
Kabinets⸗Order vom 23. September 1847, betreffend die Aufnahme der Taren 
derjenigen adeligen Güter im Großherzogthum Poſen, welche weder zum Ver⸗ 
bande des Poſenſchen, noch des Weſipreußiſchen Kredit⸗Syſtems gehören. 

„Auf Ihren Antrag vom 15ten v. M. beſtimme Ich, unter Aufhebung des 
Befehls vom 29. September 1835, daß die Taxen derjenigen adeligen Güter 
im Großherzogthum Poſen, welche weder zum Verbande des Poſenſchen, noch des 
Weſtpreußiſchen Kreditſſtems gehören, künftig durch einen von der Generalkom⸗ 
miſſion zu Poſen zu ermenuenden Spezial⸗Kommiſſarlus, nach den Tarationde 
Grundſätzen des Poſenſchen Kreditſſtems aufgenommen und durch die General⸗ 
Kommiſſion reviditt, ſeſtgeſtellt und ausgefertigt werden ſollen. Dieſe Beftim- 
mung, mit deren Ausführung Ich Sie beauſtrage, iſt durch die Geſeh⸗ Samm⸗ 
lung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. N 5 

Brühl, den 23. September 1847. Friebrich Wilhelm. 
An die Staats⸗Miniſter v. Bodelf chwingh und Uyden.“ 
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Berlin, den 22. Januar. Nach dem heutigen Militair-Wochen⸗ 
blatte iſt dem General-Lieutenant a. D., von Loſſau, der Charakter als 
General der Infanterie beigelegt, dem Major Krohn, vom 19ten Infanterie- 
Regiment, als Oberſt-Lieutenant mit der Regiments-Uniform mit den vorſchrifts⸗ 
mäßigen Abzeichen für Verabſchiedete und Penſton, und dem Oberſt-Lieutenant 
Rolla du Roſey, vom Sten Infanterie-Regiment, als Oberſt mit der Regi⸗ 
ments⸗Uniform mit den vorſchriftsmäßigen Abzeichen für Verabſchiedete, ſo wie 
dem Major von Frankenberg, vom 1 4ten Infauterie-Regiment, als Oberſt⸗ 
Lieutenant mit der Uniform des Kaiſer Franz Grenadier-Regiments mit den vor- 
ſchriftsmäßigen Abzeichen für Verabſchiedete, Beiden mit Ausſicht auf Civil⸗Ver⸗ 
ſorgung und Penſion, der Abſchied bewilligt worden. 

Der früher bei dem Fürſtbiſchöfl. General-Vikariatamte in Breslau angeſtellte 
Kanzlei-Sekretär Karl Auguſt Nideski, welcher, wegen durch Pasquill verüb- 
ter Beleidigung dieſer Behörde, in erſter Inſtanz zu 44 Monat Gefaͤngniß vers 
urtheilt worden war, und Appellation eingelegt hatte, ſtand am 20. abermals 
vor den Schranken, und hatte ſich Hru. Mauritius Müller, JZochmus zum Ver⸗ 
theidiger gewählt. Es wurde Seitens des Angeklagten abermals, und, wie vor: 
herzuſehen war, vergebens der Einwand der Wahrheit erhoben. Der Staatsan- 
walt v. Kirchmann geſtand zu, daß er von der Wahrheit der Anführung des An⸗ 
geſchuldigten überzeugt ſei, dieſer habe jedoch in der Form gefehlt. In Betracht 
dieſer mildernden Umſtände beantrage er auch, wie ſchon in erſter Inſtanz eine 
dreimonatliche Gefängnißſtrafe und öffentliche Bekanntmachung des Urtels. Der 
Gerichtshof erkaunte dieſem Antrage gemäß. i . 

Der Köln. Z. wird neuerdings aus Berlin, geſchrieben: Die Herren von 
Radowitz und Colloredo werden, wie es heißt, das Memorandum der 3 
Kabinette in der That nicht ſchließlich unterzeichnen. Sie haben indeß, ſo glaubt 
man, wahrſcheinlich den nach Wien und Berlin geſandten Entwurf der Note ge 
zeichnet, und damit war ihre Miſſion vollendet. Daß die Oeſterreichiſche Note 
nebſt der Metternich ſchen Ratification ſchon vor einigen Tagen an Herrn d. Kai⸗ 
ſersfeld befördert worden, iſt eben gemeldet. Die Preußiſche, von hoher Hand 
genehmigt, ging gleichfalls Hin. v. Sydow zu. Es ward mir nun heute ver⸗ 
ſichert, man glaube, das ſtatt der zuerſt beabſichtigten Collectiy-Note jeder der 3 
Agenten in Bern eine beſondere, aber identiſche und gleichlautende Note dem 
Vorort übergeben werde. 

Kempen, den 23. Jan. — Am 20. wurde unſere Stadt von einer 
furchtbaren Fenersbrunſt heimgeſucht. Von 9 Uhr Abends wüthete das verhee— 
rende Element 26 Stunden. Siebzehn Häuſer ſo wie die Synode wurden ein 
Raub deſſelben. En N a 

Königsberg. — Die „Zeitung für Preußen“ bemerkte einft „das Kir⸗ 
chenmachen koſte Geld“, und fie ſcheint recht zu haben. Zur Beſtreitung der 
nothwendigſten Ausgaben fehlt der „freievangeliſchen Gemeinde“ ſchon jetzt die 
Summe von 200 Rthlr. Mit der Vermehrung der Mitglieder mehren ſich die 
Ausgaben; denn erſtere ſind meiſtens ſelbſt auf Geldunterſtützungen angewieſen. 
Sollte die mühſam bewerkſtelligte Kirchenteform an einem Geldbauterott ſcheitern? 
Unmöglich wär's nicht. n 5 he 
Es ſchelnt jetzt mehr als gewiß zu fein, daß der Polizeipräſident Lauter⸗ 
bach nicht nach Poſen, ſondern nach Berlin? verſetzt wird. — 

—— 


Ausland. 
110 Dent ſchlaud. 

Von der Eider, den 20. Januar. Das Unwohlſein des Königs iſt im 
höchſten Grade eruſtlich &); ärztlichen Meinungen zufolge, läßt ſich vor dem Ablau⸗ 
ſen der nächſten vierzehn Tage durchaus kein beſtimmtes Urtheil darüber abgeben, 
ob jede wirkliche Gefahr gehoben fei, oder nicht. Es iſt in Folge des Aderlaſſes 
eine Venen Entzündung eingetreten, die von dem Arme aus die inneren Venen 
zu ergreiſen droht. Der König hat übrigens eine außerordentlich kräftige Conſti⸗ 
tution, und ſteht erſt in feinen 62ſten Jahre (geb. den 18. Septbr. 1786), ſo 
daß in dieſer Beziehung alle Hoffnung fur feine Geneſung vorhanden iſt. Uebri⸗ 
gens herrſcht in Kopenhagen eine ſehr gedrückte Stimmung. Man fühlt, wie 
viel an dieſem hohen Haupte hangt; man ſieht den ernſteſten Eventualitä⸗ 
ten entgegen, und man iſt auf keine einzige vorbereitet. Es iſt 
gut, dies zu wiſſen, denn es wird dies den Zuſtand der Dinge, und vor Allem 
eine Reihe von Maßregeln erklären, welche der traurigen, aber dennoch freilich 
nicht undenkbaren, Kataſtrophe folgen werden. Es wird deshalb von dem höch— 
ſten Intereſſe für alle bei den Daͤniſchen Ereigniſſen betheiligten Mächte fein, eine 
tüchtige Vertretung am Däniſchen Hofe zu beſitzen; hier kaun im Augenblicke völ- 
ligſter Rathloſigkeit ein ſolcher Mann mehr eutſcheiden, als zehn Gründe. Auch 
für Dänemark wäre es im Höchiten Grade wichtig, wenn ſolche Vertretung vor⸗ 
handen wäre; denn man kennt dort wenig die Lage und Kräfte der hohen politik, 
und wird ſich um ſo leichter leiten laſſen, je tiefer der Spalt in der Dänifchen 
Monarchie ſelbſt it, Nirgends aber wäre eine ſolche Vertretung nöthiger, als 
wenn ein Fehler begangen würde; es könnte ja leicht ſein, daß durch einen ein⸗ 
zigen wirklichen Fehler in ſolchem Falle nicht allein das ganze Verhältniß des Kö⸗ 
nigreichs zu den Herzogthümern, ſondern auch die ganze Stellung der Mächte 
zu der Schleswig ⸗Holſteinſchen Frage, durch die Art und Weiſe für lange Zeit 


Fark = Nachrichten zufolge i König Ehriftian VIII, von Dänemark 
an idle d. am Falk zes 117 Nachts geſtorben. Notes | 
ra enn © 


bedingt würde, wie ſich die einzelne Macht zu dem Verfahren Dänemarks ſtellte. 
Die Zeit drängt offenbar; für einen großen Theil von Europa iſt weder die 
Schweiz, noch Italien, noch Conſtantinopel, noch der Kaukaſus, auch nur halb 
fo wichtig, als die Däniſche Frage; und Alles hängt davon ab, daß man ſich ein 
feſtes und ausführbares Syſtem für die unsgeigili then ben Verwickelungen 
gebildet habe. Darf man darauf hoffen? 0" 1 
8 Oeſterreichiſche Staaten 

Wien, den 21. Januar. Man fagt, daß iu dem Oeſterreichiſchen Italien 
jetzt Gift und Dolch eine Rolle ſpielen. In den Kaſernen ſieht IL) das Militär 
veranlaßt, Wachen an die Brunnen zu ſtellen, und nur zur beſtimmten Zeit, auf 


ein gegebenes Zeichen, wird Waſſer daraus geſchöpft. Die Soldaten, welche bei 


dem Tabakstumult zuerft einhieben, waren Ungarn, oder Italieniſche Gendarmen, 
welche letztere am Meiſten erbittert erſchienen. Den Deutſchen wird der Aufent⸗ 
halt in Mailand unleidlich. Da die Wirthe den Deutſchen Beamten die Miethe 
kündigen, fo hat der Feldmarſchall Radetzky erklärt, daß er in künftigen ſolchen 
Fallen den Wirthen 20 bis 30 Mann Militär einlegen werde. 

Die Magnatentafel in Preßburg hat, auf den Schluß-Vorſchlag des Reichs⸗ 
palatins, das Nuntium der zweiten Kammer, daß der Adel zu den Landesſteuern 
hinzugezogen werden ſolle, angenommen. 

Nach den heutigen Nachrichten aus Mailand vom 15. Abends hatte der Vi⸗ 
cekönig die durch den Hauptmann Maler überbrachten K. Reſolutionen bis zu 
dieſem Tage noch nicht publieitt. Der Podeſta, Hr. Caſati, hatte eine Proflas 
mation erlaſſen, worin er die Mailänder, die ſich ſeit fünf Tagen ruhig verhalten, 
auffordert, den Ermahnungen des Erzherzog-Vicekönigs, Folge zu leiſten. Es 
ſcheiut, daß Se. K. H. mit der Publikation der K. Entſchließungen nochmals 
warten und daß der geſunde Sinn der Maſſe der Bevölkerung endlich obſiegen 
werde. Es herrſcht übrigens auch wieder in den übrigen Städten vollkommene 
Ruhe. An der Schweizer Grenze entwickelt ſich ein Schmuggel Krieg mit Ci⸗ 
garten, welche jetzt in Maſſe nach der Lombardei eingeſchwärzt werden, indem die 
K. Cigarren verpönt find. an wie Anus A 

i Frankreich. 

Paris, den 21. Januar. Der König hat vorgeſtern Abend die große De⸗ 
putation der Pairs-Kammer empfangen, welche Sr. Majeſtät die Adreſſe zu über⸗ 
reichen hatte, auf die der König nach Entgegennahme derſelben folgende Antwort 
ertheilte: „Meine Herren Palts! Ich finde in dieſer Adreſſe wieder mit lebhafter 
Bewegung den Ausdruck des Beileids und der herzlichen Gefühle, welche die Kam⸗ 
mer Mir nach dem großen Unglück, das meine Familie betroffen hat, darzubringen 
kommt. Ich ſage Ihnen dafür meinen aufrichtigſten Dauk. Mit Vergnügen 
wiederhole Ich es der Pairs⸗Kammer ſtets, wie ſeht Ich Mir zu der eben fo ein⸗ 
ſichtsvollen als loyalen Mitwirkung Glück wüuſche, welche ſie beſtändig Meiner 
Regierung gewährt. Wenn wir, ſo wie wir es nun faſt ſeit achtzehn Jahren 
gethan, dabei beharren, die Bande, welche die großen Staatsgewalten untet ein⸗ 
ander jo glücklich vereinigen, immer enger zu ſchlingen, ſo wird es uns auch ferner 
gelingen, die Einrichtungen, welche Frankreich ſich gegeden, und die ſo wirkſam die 
fortſchreitende Entwickelung feiner Wohlfahrt wie die feſte Begründung der Ord⸗ 
nung im Innern und des Friedens nach außen gewährleiſten, immer dauerhafter 
zu machen und vor jeder Beinträchtigung zu bewahren. Von ganzem Herzen 
danke Ich Ihnen nochmals für alle Gefühle, welche Sie mir ausgedrückt haben.“ 
Dieſe Antwort wurde vom König mit feſter und lebhafter Betonung geſprochen, 
und nach ihrem Schluß ließen die Verſammelten ein Lebehoch erſchallen. Der 
König ſtieg dann vom Throne herab und unterhielt ſich eine Zeit lang mit den 
anweſenden Pairs. Se. Majeftät ſchien ſich der beſten Geſundheit zu erfreuen, 
und heute nehmen denn auch die miniſteriellen Blätter, „Journal des Debats“ 
und „Conſervateur“, ausführlicher das Wort, um der Herausforderung der Oppo⸗ 
ſitionspreſſe zu entſprechen und die von dieſer täglich wiederholten und daher auch 
auf die Boͤrſe ihre Wirkung ausübenden Gerüchte von bedentlichem Unwohlſein 
des Königs nicht nur zu widerlegen, ſondern auch auf die dahinter ſich verſtecken⸗ 
den Abſichten hinzuweiſen. * us | 

Geſtern Mittags verſammelte ſich die Deputitten⸗Kammer in ihren Burcaus, 
um über die verlangte Autoriſation zu gerichtlicher Verfolgung des Marquis von 
Larochejacquelin zu berathen. Eine gedruckte Deukſchrift war in allen 9 Bureaus 
von dem Marquis von Larochejacquelin vertheilt worden. In einem Punkte 
ſtimmten alle Bureaus überein; fie ließen nämlich der ehrenwerthen Empfiudlichteit 
des Deputirten von Ploermel über die Behandlung, welcher er ſich von Seiten 
feiner Gegner ausgeſetzt ſieht, Gerechtigkeit widerfahren. Aber über die Frage, 
ob die verlangte Ermächtigung zu ertheilen ſei, zeigten ſich die Meinungen ſehr 
getheilt. Die Deputirten, welche vom Standpunkte der Prinzipien und der frühe⸗ 
ren ähnlichen Vorgänge die Sache beurtheilten, ſprachen ſich im Allgemeinen dahin 
aus, daß die verlangte Ermächtigung nicht zu ertheilen ſei. Dagegen waren die⸗ 
jenigen, welche den vorliegenden Fall nur au ſich zur Richtſchnur ihres Urtheils 
nahmen, der Anſicht, man müſſe die verlangte Ermächtigung geben, jedoch behielten 
auch dieſe ſich die volle Freiheit des Urtheils vor, je nachdem die etwa votzule⸗ 
genden Aktenſtücke das Urthell der Kommiſſion beſtimmen oder modiſiziren ſollten. 

Die öffentliche Sitzung der Deputirten-Kammer begann um 1 Uhr. Die 
Kammer war ſehr zahlreich verſammelt, alle Notabilitäten der Kammer, die Herren 
Dupin, Lamartiue, Vertyer, Odilon- Barrot, Billault, Dufaure u. ſ. w. find 
anweſend, und die Deputirten hatten, ſchon ehe der Präſident die Sitzung füt 
förmlich eröffnet erklärte, in zahlreichen Gruppen geſammelt, auſs lebhafteſte die 


heute zu verhandelnden Gegenſtände beſprochen. Die erſten Geſchäfte der Kam 


Juli 
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mer waren Wiederaufnahme mehrerer Geſez⸗Entwürfe, über welche in der vorigen 
Seſſion bereits die Berichte erſtatet worden waren, aber wegen des Schluſſes der 
Arbeiten der Kammer nicht mehr berathen werden konnten. Unmittelbar darauf 
beſtieg der hal ſiegelbewahrer, Herr Hebert, die Tribüne, um einen Geſetz⸗ 
Entwurf vorzu egen, kraft deſſen alle Unterhandlungen, betreffend den Kauf und 
Verkauf von Plätzen, welche bisher nicht durch ausdrückliche Geſetze verboten, die 
daher ſeit einiger Zeit in der Verwaltung vorgekommen waren und ſtillſchweigend 
geduldet wurden, verſchwinden ſollen. Die Auseinanderſetzung der Motive zu 
dieſem Geſeb⸗Entwurf wurde vom Großſiegelbewahrer verleſen und ſchien einen 
günſtigen Eindruck in der Kammer hervorzubringen. Jedoch fanden mitten im 
Ableſen mehrere Unterbrechungen ſtatt, die von den Bänken der Oppoſition der 
Linken ausgingen. Allein dieſelben ſcheiterten an der Feſtigkeit und Energie des 
Großſiegelbewahrers, der den Unterbrechenden, welche ſeine Stimme, wie es 
ſcheint, erſticken wollten, mit ſtarker erhöhter Stimme zurief; es ſei die Pflicht der 
Kammer, mit Aufmerkſamkeit einen Geſetz-Entwurf anzuhören, der von einem 
Minifter des Königs im Namen des Königs vorgelefen werde. 

Paris, den 21. Januar. Der Cour. fr. ſpricht von bedenklichen Ge⸗ 
ſundheits⸗Zuſtänden des Königs und von einem Beſuch des Herzogs von Ne⸗ 
mours bei dem Gr. Molé, um über die Sachlage zu berathen, ſo wie von den 
Beſorgniſſen, welche letzterer über dieſen Zuſtand hege, und bon der Verſtimmung, 
welche ſelbſt in den Reihen der Conſervativen herrſche. Die übrigen Pariſer 
Blätter melden nichts von einem beſorglichen Geſundheits⸗Zuſtand des Königs. 

Ein hieſiger Deutſcher Banquier, welcher bei den letzten Schwankungen der 
Courſe große Verluſte erlitt, ſoll ſich in der Verzweiflung unter die Lokomotive 
geſtürzt und getödter haben. 

Main, der bekannte Italieniſche Flüchtling, der ſich in London aufhält, 
hat ein Schreiben an Herrn Guizot gerichtet, worin er auf verſchiedene Bemer⸗ 
tungen des Miniſters in der von dieſem am 1 2ten d. in der Pairs⸗Kammer ge⸗ 
haltenen Rede antwortet und die Hülſe der Franzöſiſchen Regierung bei den Ber 
ſtrebungen der Italieniſchen Bevölterung für berflüſſig erklärt. 

Mlle. de Lu zy, bekannt aus der Praslin'ſchen Kataſtrophe, hatte gegen den 
Marſchall Sebaſtlani, als Curator der Praslin'ſchen Maſſe, einen Prozeß einge⸗ 
leitet, der geſtern entſchieden worden iſt. Das Gericht ſprach der Klägerin alle 
ihre in Beſchlag genommene Habe und Geſchenke, dem Teſtament nach eine jähr⸗ 
liche Penſion von 3000 Fre. (710 Thlr. Preuß.) und 4000 Frs. Erſparniſſe 
zu, welche ſie dem Herzog v. Praslin zum Aufbewahren gegeben. Sie, hatte 


5000 Frs. gefordert, der Marſchall Sebaſtiani ſagte aber, es ſeien nur 4000 


Frs. Schriftliche Beweiſe waren nicht vorhanden. 
Die Nachrichten aus Italien, beſonders Neapel, ſind beunruhigend. Die 
Schreiben vom 8, aus dieſer Hauptfiadt melden, daß in Sieillen in mehreren Ge; 
genden die Grundſteuern verweigert werden. Der General Viale, deſſen militä- 
riſche Hülfe die Behörden in Auſpruch nahmen, will feine Streitkräfte nicht vers 
mindern und erklärt, daß er ihrer zu Aufrechthaltung der Ruhe bedürfe. In 
Palermo vermag die Polizei der Flugſchriften nicht Herr zu werden. Der In⸗ 
tendant des Grafen v. Trapani iſt abgeſetzt worden, weil er einem liberalen Ban⸗ 
let beigewohnt. Die Artilleritofſiziere, welche bei dem letzten Complott betheiligt 
waren, ſitzen noch in Haft, obgleich der oberſte Gerichtshof ihre Unſchuld aner⸗ 
kannt hat. Die Anweſenheit der Oeſterreicher in Modena vermehrt die Aufregung 
in Neapel. Die Miniſterberathungen vervielfältigen ſich. Der König ſelbſt führt 
in ihnen den Borfig, Der Finauzminiſter hat in einer derſelben etklaͤrt, daß das 
Deſicit 1 Mill. Silber⸗Dukaten betragen werde, und als Abhilfe die Verringe⸗ 
. der Armer vorgeſchlagen, der König aber entgegnet, daß er im Gegentheil 
eutſchloſſen ſei, dieſelbe um drei Regimenter zu vermehren. Der Herzog von 
Serra⸗Capriola weigert ſich, ohne die Vollmacht, einige Zugeftändniffe ertheilen 
zu laſſen, nach Sieilien zu gehen. Ein Schreiben aus Parma meldet, daß der 
Gr, v. Bombelles und Rieti ſich nach Rom begeben werden, und die Oeſterreich. 
Truppen die Stadt verlaſſen haben. Bei den Unruhen in Parma find: 16 Stu: 
denten erſchoſſen und 4 Perſonen verwundet worden. 

5 u Spanien. 

„Aus Madrid meldet man, daß Espartero am 12. die Miniſter beſucht hatte, 
und am 13. erſchien er auch in der erſten Kammer, wo ſein Erſcheinen natürlich 
große Maſſen von Zuhörern berbeigeführt hatte. Er und der Herzog von Valen⸗ 
cia reichten ſich die Hände. Als der Herzog v. Victoria das Haus verließ, wurde 
et von dem Volke lebhaft begrüßt. J 

Die Madrider Zeitungen ſtreiten fich darüber, ob es von den Behörden klug 
gehandelt war, Feuerſpritzen herbeizuſchaffen, um dadurch die Enthuſiaſten vor 
Cspartero's Wohnung auseinander zu treiben. Der minifterielle Heral do meint, 
jedenfalls ſeien Waſſerſtröme beſſer, als Binrftröme, zur Wiederherſtellung der 
Ordnung. i fer. 

Nach einem Bericht des Spaniſchen Gen.⸗Capitäns von Catalonien hatten 
ſich die Montemoliniſtiſchen Führer Juan Juncoſa und Mollibi unterworfen. Die 
Militär⸗Behörde, unterſtützt von den Bürgern und der Geiſtlichkeit, hat jetzt den 
Montemoliniſtiſchen Aufſtand unterdrückt, der in ſeiner beſten Zeit d. J. 2000 
Mann zählte, ohne etwas ausrichten zu können. 
et AH und der Ejpanol widerſprechen der Angabe des Geo del 
Comer o, daß det Miniſter des Innern, Herr Sartorius, offiziell beauftragt 
geweſen ſei, dem General Eſpartero vor deſſen Ankunft in Madrid ſich entgegen 


zu begeben, 1 d da er mit demſelben eine vertrauliche Kouferenz gehabt habe. 
Die offizielle Gacetg de Madrid leidet ihren Widerſpruch in eine nicht ſo ent⸗ 
4 Bee Fig ni 


y 
a 


ſchiedene Form; fie ſagt „Die geſtern von dem Eco del Comercio veröffent⸗ 

lichte Nachricht, daß einer der Miniſter ſich dem Herzoge de la Vitoria entgegen 

begeben habe, iſt nicht genau. Kein Mitglied des Kabinets hat ſich zu dem Ge⸗ 

neral verfügt oder mit ihm konferirt, ſei es außerhalb oder innerhalb Madrids.“ 
Dänemark. 

Kopenhagen, den 17. Januar. Dem heute erſchienenen Bülletin zu⸗ 
ſolge hat die Entzündungs⸗Geſchwulſt, woran Se. Majeſtät der König feit eini⸗ 
gen Tagen leidet, zwar etwas zugenommen, doch iſt das Fieber nicht ſtärker 
geworden. N 

Kopenhagen, den 18. Januar. (Alt. Merk.) Das heute über das Be⸗ 
finden des Königs ausgegebene Bülletin lautet: „Se. Majeftät der König hat 
ſowohl geſtern Nachmittag als dieſe Nacht ein etwas ſtärkeres Fieber gehabt und 
aus dieſer Urſache nur einige Stunden zu Anfang der Nacht geichlafen. Der 
Zufland des Armes hat ſich ſeit geſtern nicht verändert.“ *) 

ö Schweden und Norwegen. 

Stockholm, den 11. Deebr. Das Befinden des Freiherrn von Berzellus 
hat ſich in den letzten Tagen wieder ſehr verſchlechtert. Die Wirkungen der an⸗ 
gewandten Moxen beſſerten eine kurze Zeit den Zuſtand des Kranken, der vor dem 
Brennen Chloroform genommen hatte. 

Italien. 

Von der Italieniſchen Grenze. Nach Berichten aus Modena haben 
dort unter dem Eſteuſiſchen Militaire in der letzten Zeit mehrfache Ver⸗ 
haftungen ſtattgefunden, welche burch Zeichen von Unzufriedenheit über den 
Eiumarſch der Oeſterreichiſchen Truppen und durch die Hinneigung zu den libera⸗ 
len Ideen veraulaßt worden ſind. So wurden von Carrara und Maſſa Mode⸗ 
neſiſche Militairs in Ketten nach der Hauptſtadt gebracht, was unter den Bewoh⸗ 
nern einen lebhaften Eindruck hervorbrachte. Die Gährung der Gemüther dauert 
fort, und es iſt unter dieſen Verhaͤltuniſſen kaum wahrſcheinlich, daß die Oeſterrei⸗ 
cher ſo bald wieder zurückgezogen werden. Wenn neulich die offiziellen Zeitungen 
berichteten, daß ſeit dem Einzuge der Oeſterreichiſchen Truppen feine Verhaftun⸗ 
gen vorgekommen, ſo iſt das eine Unwahrheit, die von allen Briefen widerlegt 
wird. Es find ſolche fait au allen größeren Orten, und namentlich in Carrara 
und Reggio, vorgenommen worden. In der erſteren Stadt hat die Behörde 
auch das Theater ſchließen laſſen, eine Maßregel, die indeß ziemlich überflüffig 
war, da ohnedies, ſeitdem es bei jeder Vorſtellung mit Soldaten umſtellt wurde, 
die Bänke meiſt ganz leer waren. 


4 7 Vermifchte Nachrichten. 
Poſ en. — Der Geſundheitszuſtand im Poſener Regierungs⸗Bezirk war 
1 . letzten Wochen im Allgemeinen befriedigend; in den beiden Städten Mur. 
Goblin und Rogaſen, im Kreiſe Obornik, graffiste jedoch mit ziemlicher 
Heftigkeit der Typhus abdominalis. Vorzugsweife find daſelbſt ſolche Individuen 
don dieſer Epidemie befallen worden, welche an langwierigen und vernachläßigten 
Wechſelfiebern gelitten hatten, und deren Körper durch Trunk, ſchlechte Nahrung 
14 
— Die reichliche Korn Erndte 


Mangel an Kleidung oder Obdach geſchwächt war. 


des vergangenen Jahres berechtigt zu der Hoffnung, daß ein ähnlicher Nothſtand 
wie der zuletzt dageweſene, im künftigen Frühjahr nicht bevorſteht. Weſentlich 
wird hierzu auch die gemachte Erfahrung des vorigen Jahres mit beitragen 
welche den Armen wie den Bemittelten zur Sparſamkeit und Vorſicht hingeführt 
hat, und als deren Folge es angeſehen werden muß, daß bei den Einzelnen die 
gewonnenen Erndte-Vorräthe fortwährend nach Möglichkeit angehalten werden, 
daher denn auch bei einem großen Theile der weniger Bemittelten Lebensmittel in 
viel beträchtlicher Quantität ſich vorfinden, als dies im vergangenen Jahre um 
dieſe Zeit der Fall war. — Die milde Witterung im Monat November geftattete 
den Landleuten die hin und wieder etwas verſpaͤtete Saatbeſtellung nachzuholen 
uud wirkte günſtig auf das Aufkeimen der Saaten, welche bis jetzt im Allgemeinen 
befriedigend ſtehen. — Der Geſundheitszuſtand unter den Hausthieren war 
durchweg gut. — Die Hoffnung, die Stargard-Poſener Eiſenbahn ſchon 
gegen Weihnachten bis Wronke fahrbar zu ſehen iſt nicht in Erfüllung gegangen. 
Die Schienen find zwar auf der Strecke von Woldenberg bis Wronke größe‘ 
teutheils gelegt, doch hinderte das eingetretene Froſtwetter die Vollendung. Die 
Eiſenbahnbrücke bei Wronke hatte vor einiger Zeit einen Riß bekommen, was 
anfänglich einige Beſorgniß erregte. Jedoch iſt dieſer Riß ſehr unbedeutend und 
da er ſeit mehr als drei Wochen, wo er verſtrichen wurde, nicht von Neuem her⸗ 
vorgetreten iſt, ſind die Sachderſtändigen der zuverſichtlichſten Meinung, daß auch 
nicht der geringſte Grund zu Befürchtungen mehr vorhanden iſt. 27 
* Poſen. — Am 22. d. wurde in dem Brunnen innerhalb des zur Waſſer.⸗ 
mühle unter dem Fort Winiary gehörigen Gartens der Leichnam eines fremden 
Mannes gefunden. Nach dem neben dem Brunnen nebſt mehren andern Gegen⸗ 
ſtänden gefundenen Wanderbuche war der Selbſtmörder ein freiuder, erſt zugewan⸗ 
derter Brauergeſelle. Am 21. ſtahl ein eben erſt wegen Diebſtahl beſtraftes und 
aus dem Gefängniß entlaſſenes Dienſtmädchen zwei andern ihre ſämmtlichen Sa⸗ 
chen. Sie beſuchte nämlich die betreffenden im Seminar dienenden Mädchen und 
entwendete heimlich den Schlüffel zum Boden, auf dem ſie übernachtete und ſich 
dann frühen Morgens mit den Sachen entfernte Sie wurde jedoch bald aufge⸗ 
ſunden und das geſtohlene Gut bis auf eine Kleinigkeit wieder herbeigeſchafft. — 
Vor einigen Tagen fanden die Arbeiter bei der Eiſenbahn hierſelbſt in der Erd 
einen vollſtändig ausgebildeten und lebenden Maikäfer. - 


) Siehe die Aumerkung auf der vorhergehenden Seite, 


Paris. — Ein reicher Guts Beſizer, Herr Verder, welcher jüngft in 
ſeinem 89. Lebensjahre in Paris verſchieden iſt, hat in ſeinem Teſtamente eine 
Summe von 1,500,000 Frs. für Gründung eines Aſyls für hülfsbedürftige 
Greiſe aus dem Gelehrtenſtande, wie Aerzte, Advokaten, Profeſſoren u. Schrift⸗ 


ſteller, angewieſen. 


Ein Ruſſiſcher Cavalier betrachtete auf einem Landgute am Rhein die dort 
befindlichen Bienenkörbe. „Serr kleine Biene!“ äußerte er zum Beſitzer derſel⸗ 
ben. „Bei uns in Rußland ſind Biene ſo groß wie der Hund.“ — „J Gott 
„Nun da müſſen auch die Körbe und die 
Löcher größer ſein?“ — „Nein, Körbe und Löcher iſt nicht größer!“ — 3 
wie kommen denn da die Bienen hinein?“ — „Wie? Gr muuß!“ 

Nach Wiener Blättern war bei der 19. Vorſtellung der Oper „Martha“ 
der Andrang vor Eröffnung des Opernhauſes fo groß, daß ein Knabe erdrückt 
Seit den goldenen Freifchüg - Zeiten 


bewahre!“ antwortete Jener erſtaunt. 


und einer Frau der Arm verrenkt wurde. 
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Entſprungenen. 


gewagt haben würde?) 


® Stadttheater zu Pofen, 1 


RER 


R 
2 


As 


Um den an mich ergangenen Wün- & 
& ſchen vieler Theaterfreunde zu ent- & 
ſprechen, habe ich die Herren Gebr. 
® Schier noch auf 3 Vorſtellungen 
8 engagirt, von denen die erſte am W. 
Freitag, den 28. Januar 1848 
5 ſtattfinden wird. 
Pro gra m m: 8 
® Der Zerriſſene. Poſſe mit Geſang in 2 
3 Akten von Neſtroy. 0 
Vorſtellung im Gebiete des Ballet⸗ 
Tanzes und der höhern Gymna⸗ 
ſtik und Akrobatik. 
Zum Beſchluſſe: 
Zum erſten Male 
& oo, 85 
der Braſilianiſche Affe. 85 
® Komiſch-pantomimiſches Ballet in 1 Akt; 
M arrangirt vom Balletmeiſter Herrn Joſeph W 
® Schier. E. Vogt. 2 
e eee eee ee 
Wohlthätig keit. 

Für die Wittwe Jan der ſind ferner bei uns ab— 
gegeben worden: 21) D. 10 Sgr. 22) H. B. 
2 Rihlr. 23) Mad. Woyde 1 Rthlr. 24) S. 1 
Rihlr. 25) F. 5 Sgr. 26) P. 5 Sgr. 27) S. 
10 Sgr. 28) J. T. 1 Kihlr. 29) Hr. O. AG 
Rath Jeiſek 20 Sgr. In Summa: 28 Rthlr. — 
Fernere Beiträge werden gern entgegen genommen. 


Poſen, den 26. Januar 1848. \ 
Die Zeitungs⸗Expedition von W. Decker & Comp. 


Polizeiliche Bekanntmachung. 

Einem beſtraſten Diebe iſt ein grauer Tuchmantel, 
der muthmaßlich von einer Marktſuhre entwendet 
worden, abgenommen. Der rechtmäßige Eigenthü⸗ 
mer wolle ſich hier melden. 0 

Poſen, den 20. Januar 1848. 

Königl. Polizei-Directorium— 

Bekanntmachung. 

Es wird eine hier zur Poſt gegebene Rolle mit 
dem, Zeichen „H. B. Eckstelle“, 1 Pfund 12 Loth 
ſchwer, vermißt. Sollte dieſelbe von Jemand ges 
funden ſeyn, ſo wird um Abgabe gegen Belohnung 
gebeten. 

Poſen, den 24. Januar 1848. 

Königl. Ober⸗Poſt-Amt. 


Bekanntmachung. 

Im Hypotheken- Buche des im Schrimmer Kreiſe 
des Großherzogthums Poſen belegenen adeligen Rit- 
tergutes Wloscicjewei nebſt Zubehör, ſteht 
Rubrica III. No. 5. ein Kapital von 16,666 Nthlr. 
16 9 Gr. oder 100,000 Gulden Polniſch, welche die 
Beſitzerin Anna von Niegolewska geborne 
von Krzyzanowska nach der gerichtlichen Schuld— 
Verſchreibung vom öten Mai 1826 von ihrem Ehe⸗ 
manne Andreas von Niegolewski baar und 
gegen 5 pro Cent verzinsbar, geliehen, für denſel⸗ 
ben ex decreto vom 18ten Mai 1826 eingetragen. 

Ueber dieſe Forderung hat Adrenas von Nie⸗ 
golewski in dem Notariats⸗Akte de dato Poſen 
e Januar 1831 löſchungsfähige Quittung 

eleiſtet. 
i Diefe Quittung und das über die bezeichnete For⸗ 
derung unterm ten Juli 1826 ausgefertigte Hypo⸗ 
theken⸗Dokument ſind verloren gegangen, und es 
werden auf Antrag der Eigenthümerin des Gutes 


Wlosciejewki, der Anna von Niegolewska 
gebornen von Krzyzanowska und ihres Ehegat— 
ten, des Oberſten Andreas von Niegolewski, 
hierdurch alle diejenigen, welche an die oben bezeich⸗ 
nete zu löſchende Poſt und an das darüber ausge⸗ 
ſtellte Inſtrument, fo wie an die erwähnte Quittung 
als Eigenthümer, Eeffionarien, Pfand- oder ſonſti⸗ 
ge Brieſs-Inhaber Anſprüche zu machen haben, auf: 
gefordert, dieſelben binnen drei Monaten und fpä- 
teſtens in dem auf 
den 28ſten Februar 1848 Vormit⸗ 
tags um 10 Uhr 
in unſerm Inſtruktionszimmer vor dem Ober-Lan⸗ 
desgerichts-Referendarius Scholtz angeſetzten Ter⸗ 
mine zu melden, widrigenfalls ſie mit ihren Anſprü⸗ 
chen präkludirt, und die bezeichneten Dokumente für 
amortiſirt erachtet werden ſollen. 
Poſen, den 5. Oktober 1847. 
Königliches Ober-Landesgericht. 
Abtheilung für die Prozeßſachen. 


rektorats zu Poſen wird das unterzeichnete Haupt⸗ 
Amt, und zwar in dem Dienſtgelaſſe des Königl. 
Steuer-Amts zu Koſten, 

am 7ten Februar 1848 Vormittags 

II uhr 

die Chauſſeegeld-Erhebung zu Kawezyn, zwiſchen 
Koſten und Stenſchewo, an den Meiſtbietenden, mit 
Vorbehalt des höhern Zuſchlages, vom Iſten April 
d. J. ab zur Pacht ausſtellen. Nur dispoſitions⸗ 
fähige Perſonen, welche vorher mindeſtens 120 Rilr. 
baar oder in annehmlichen Staatspapieren bei dem 
Königlichen Steuer-Amte in Koſten zur Sicherheit 
niedergelegt haben, werden zum Bieten zugelaffen. 

Die Pachtbedingungen können bei dem Königlichen 
Steueramte in Koſten während der Dienſtſtunden 
eingefehen werden. 

Liſſa, den 14. Januar 1848. 

Königl. Haupt⸗Steuer⸗Amt. 


Bekanntmachung. 

Seit vielen Jahren mit dem Auftrage angehender 
jüdiſcher Schriftfteller beehrt, durch genaue Reviſion 
von ihnen angefertigter Manuſeripte über verſchie⸗ 
dene Gegenſtände der jüdiſchen Literatur, die öffent⸗ 
liche Erſcheinung der letzteren zu ermöglichen, und 
dieſen Auftrag ſtets zu ihrer Zufriedenheit und mit 
dem beſten Erfolg ausführend, erlaube ich mir hier⸗ 
mit die ergebene Anzeige, daß ich mich nicht nur 
nach wie vor dieſer Beſchäftigung widme, ſondern 
auch die Anfertigung von poetifhen und proſaiſchen 
Aufſätzen zum Behufe feierlicher Akte, als: Einwei⸗ 
hungen von Synagogen und Geſetzrollen, Confir— 
mation jüdiſcher Knaben und Mädchen, und dabei 
zu haltende Reden, Hochzeitsgedichte, Trau- und 
Trauerreden und bei anderen wichtigen Veranlaſſun— 
gen, als Grab- und Inſchriſten u. dergl. gegen ein 
angemeſſenes Honorar übernehme und unter Werfis 
cherung der ſtrengſten Discretion und Pünktlichkeit 
zur vollkommenen Zufriedenheit der Beſſeller, deren 
Aufträge ich jedoch nur frankirt annehme, ſtets aus⸗ 
zuführen bereit bin. 

Breslau. R. J. Fürſtenthal. 
En 

Gutta Percha 
Sohlen, Schnuren zu Schwungrädern und Platten 
haben aus Hamburg in Commiſſton erhalten 
Baumert & Rabfilber, 
Comptoir: Hotel de Paris. 
BB ͤ .. ᷣ —— —— ——— 

Eine Wobnung von 3 Stuben und Küche nebſt 
Zubehör im 2ten Stock, und eine geräumige Stube 
im Iſten Stock iſt Waſſer⸗ und Jeſuitenſtraßen⸗Ecke 
No. 31, und 1. von Oſtern c. zu vermiethen. 

A. Kunkel. 


Im Auftrage des Königl. Provinzial⸗Steuer⸗Di⸗ 


C. Lambert empfiehlt 


hat man in Wien keinen ähnlichen fo anhaltenden Enthuſtasmus erlebt, wie 
dieſe reizende Oper hervorgebracht. ö 

Ein Pröbchen von der Treue Franzöoͤſtſcher Ueberſetzungen iſt die Ueber⸗ 
ſeung von Goethe's „Götz von Berlichingen.“ Was würde Goethe für ein Ge⸗ 
ſicht gemacht haben, hätte er das Titelblatt dieſer Ueberſezung nur zu ſehen be⸗ 
kommen. Dort ſteht mit großen Lettern: „L'idole de Berlichingen; “ zu deutſch: 
„Das Götzenbild von Berlichingen.“ 

Köln, den 19. Jan. — Vorgeſtern hat der gegenwärtig hier anweſende 
Ur⸗Geſundheits⸗Apoſtel, Ernſt Mahner, bei 8 Grad Kälte in der Luft, ſich im 
Rheine bei ziemlich ſtarkem Eisgange gebadet. 
welche einen Mann mit langem Bart und Haar mit den Eisſchollen und Wellen 
des Fluſſes kämpfen ſahen, hielten ihn anfangs für einen aus dem Irrenhauſe 
(Ob er dies Experiment auch bei uns geſtern bei 18“ Kälte 


Die am Ufer ſtehenden Leute, 


Eingetretener Umſtände wegen wird die naͤchſte 
Vorleſung in der Loge Dienſtag den Iſten Februar 
d. J. gehalten werden. 


— Yus Grätz. m 

Um Irrungen vorzubeugen, zeige ich dem geehr⸗ 
ten Publikum an, daß das Verhältniß zwiſchen mir 
und meinem frübern Mälzer Johann Idzinski 
ſchon ſeit dem Monat December v. J nicht mehr 
exiſtirt. Ich bitte daher meine ſämmtlichen Herren 
Intereſſenten, ſich in vorkommenden Fällen entwe⸗ 
der ſchriftlich oder mündlich an mich direkt zu wen⸗ 
den. Gleichzeitig erſuche ich das geehrte Publikum, 
die leeren Biertonnen, als ganze, halbe und Vitr⸗ 
tel⸗Tonnen, die ſich etwa noch hie und da vorfinden, 
entweder an mich nach Grätz, oder nach Poſen 
Schrodka No. 70. abzuliefern. Ich bemerke dabei, 
daß die Tonnen mit (II. B.) und mit II. Bibrowicz 
gezeichnet und numerirt ſind. 

Am 22ſten Januar 1848. 

Hipolit Bibrowicz. 
Brauereibefiger. 


Varinas, bei ganzen Rollen 
a 14 Sgr. 
in 7 Träger in Poſen. 


a Kartoffeln . 
in beſter Qualität hat wieder erhalten und verkauſt 
mit Einem Thaler pro Scheffel f 

J. M. Wolff, Kleine Gerberſiraße No. 12. 


aieriſches Bier 

Güte aus der Brauerei des Herrn 
Guſtav Prös, 

Sapieha-Platz No. 3. 


offerirt 


rg 
von vorzüglicher 


In der 
Erſten Polka Bier Halle, 
a Tauben⸗ und Jeſuitenſtraßen⸗Ecke, 
wird gegenwärtig ein gutes Glas Bier durch neue 
freundliche und angenebme Bedienung verabreicht. 
Ergebenſte Einladung Th. Bartheldt. 


Heute, Donnerſtag den 2. Januar: 
Friſche Wurſt und Sauerkohl, 
nebſt Tanzvergnügen. 

Für die Tänze 5 Sgr. Entree, dafür freier Tanz. 
Auch iſt bei mir gutes abgelagertes Grägers und 
Vaierſch-Bier in beſter Qualität zu haben. Dazu 
ladet ganz ergebenſt ein Zychlinski, 

b Friedrichsſtraße No. 28. 


Am Abend des 25ſten d. M. ifl ein aus Granaten 
und Perlen beſtehendes Armband bei dem Heraus- 
gehen aus dem Caſino-Lokal verloren gegangen. Der 
redliche Finder wird gebeten, daſſelbe gegen eine Be⸗ 
lohnung von 2 Rthlr. in der Expedition dieſer Zei⸗ 
tung abzugeben. 


Thermometer- und Varometerſtand fo wie Wind⸗ 
richtung zu Poſen, vom 16. bis 22. Januar 1848. 


Thermometerſtand 


tiefſter 


17. ‚0° — 

u 2 7, — 
20. 13.0% — 
21. 8,5% — 
22. . 4.0% — 


22. Beilage zur Zeitung für das 


Großherzogt 


hum Poſen. den 27. Januar 1848. 
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Ständiſche Angelegenheiten. 


man 


Dritte Sitzung des Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes. 
(19. Januar.) [Schluß.] 


Referent Naumann (fährt fort): Es iſt nicht einleuchtend, weshalb, 
wenn in Bezug auf das Prozeß⸗ Verfahren im Weſentlichen die Dreithei⸗ 
lung beibehalten worden iſt, die Begrenzung in namentlich geſonderte Ka⸗ 
tegoriten im Straigeſetzbuche ſelbſt nicht aufgenommen werden fol. Darm, 
daß ſich der Sprachgebrauch daran gewöhnt und daß ſich das Gefühl und 
das Bewußtſein des Volkes über die Schwere der ſtrafbaren Handlun⸗ 
gen danach gebildet hat, liegt ein unabweislicher Grund, die Dreitheilung 
im Intereſſe der Rheinprovinz beizubehalten. Im Intereſſe aller übrigen 
Landestheile aber liegt es, dieſelbe Dreitheilung in das Stra' geſetzbuch 
aufzunehmen, weil der Erfolg, welchen dieſe Theilung in jenem Landes⸗ 
theile gehabt hat, als ein erſprießlicher angeſehen, weil es für eine Auf⸗ 
gabe der Geſetzgebung erachtet werden muß, durch beſtimmte Ausdrücke die 
Schwere der mit Strafe bedrohten Handlungen kenntlich zu machen und es 
zu erleichtern, daß ſich im Volke eint beſtimmte Erkenntniß derſelben bilde, 
wie ſie in der Rheinprovinz beſteht, in den übrigen Landestheilen aber vers 
mißt wird. Wenn nun nach dem Syſtem des vorliegenden Entwurfs durch 
Einführung der Dreitheilung ein von dem Eutwurfe anerkanntes Prinzip 
nur beſtätigt, keinesweges aber ein Grundſatz deſſelben angegriffen wird, ſo 
ſpricht für die durchgreifende formelle Sonderung noch der Umſtand, daß ähn⸗ 
liche Intitutionen, wie fie die Rheinprovinz befigt, als dringendes Bedürf⸗ 
niß auch für die übrigen Landestheile erkannt werden, daß eine Annäherung 
an dieſelben bereits durch das nach dem Geſetze vom 17. Juli 1816 bei dem 
Kammergerichte und dem Kriminalgerichte zu Berlin eingeführte Strafverſah⸗ 
ren ſtattgefunden hat, die Ausdehnung deſſelben Verfahrens für einen größe⸗ 
ren Umfang zu gewärtigen ficht, daß die Fortbildung dieſes Ver ahrens zu 
gleichen oder ähnlichen Inſtitutionen führen wird, wie ſie in der Rheinpro⸗ 
vinz beſtehen, und daß es daher gerathen erſcheint, das matertelle Strafge⸗ 
ſetz mit den Forderungen in Einklang zu bringen, die, wie ſie für die Rhein⸗ 
provinz ſich ſchon gegenwärtig herausſtellen, ſich ſpäter für den ganzen Um⸗ 
fang des Staates geltend machen werden. 

Die Abtheilung ſchlägt einſtimmig vor, 

den, Antrag zu flellen, entweder an der Spitze 
an einer andern Stelle folgende Veſtimmung in das 
aufzunehmen: 
„Handlungen, deren Strafe der Tod oder das Zuchthaus oder Frei⸗ 
heitsſtrafe von mehr als fünf Jahren iſt, find Verbrechen; 
„Handlungen, deren Strafe Gefängniß oder Strafarbeit von kür⸗ 
zerer Dauer iſt, ſind Vergehen; 
„Handlungen, deren Straſe bloße 
6 find Polizei⸗Uebertretungen.“ 5 
Der Grund, welcher die Abtheilung geleitet hat, die Eintheilung in 
Verbrechen, Vergeben und Polizei ⸗Ucbertretungen vorzridlagen und zu 
gleicher Zeit den Unterſchied zwiſchen dieſen einzelnen ſtrafparen Handlun⸗ 
gen feſtzuſtellen, liegt in Bezichung auf dieſen letzteren Punkt beſonders 
darin, daß dit Abtheilung überhaupt glaubte, von vornherein ein beſtimm⸗ 
tes Kriterium aufftellen zu müſſen, wenn von einer ſolchen Eintheilung 
die Rede ſein ſoll. Sie hat ein ſolches Kriterium aufgeſtellt, als ſie an 
die Verathung des Geſetz-Entwurfes ging; fie hat es aber nur aufgeſtellt, 
um ſich gewiſſermaßen ſelbſt einen Prüſſtein für die weitere Berathung zu 
ſchaffen. In dieſem Sinne bitte ich die Sache aufzufaſſen, ich glaube, ich 
werde bei den Mitgliedern der Abtheilung keinen Widerſpruch finden, daß 
dem wirklich ſo iſt. Ob ſich dieſes Kriterium durch das ganze Geſes wird 
durchführen laſſen, muß einer weiteren Prüfung und endlichen Entſcheidung 
vorbehalten bleiben. Ich halte meineriets nicht daran feft, die Eintheilung 
fo hinzuſtellen, wie es geſchehen iſt, namentlich 5 Jahre der Fretheits⸗ Ent⸗ 
ziehung als Kriterium des „Verbrechens“ anzunehmen. So wenig ich dies 
ihuc, eben ſo wenig würde ich mich von vornherein dafür entſcheiden, blos 
wieder nach der Maßgabe, ob Verluſt der bürgerlichen Ehre eintritt oder 
nicht, zur Unterſcheidung binzuftellen. Ich will bei Berathung des ganzen 
Geſetz⸗Entwurfs darauf Rückſicht nehmen, aber mich nicht benden, weil noch 
andere Kriterien aufzuflellen fein können. 

Abg. Sperling. In Bezug auf die von der Abtheilung vorgenomme⸗ 

nen Kriterien möchte ich mich dagegen erklären, daß das Strafmaß allein 


des zweiten Titels oder 
Strafgeſetzbuch 


Geldbuße oder Poliztihaft iſt, 


cutſcheiden ſoll, ob eine ſolche Handlung als Verbrechen, Vergehen oder als. 


Polizei⸗Ueleriretung zu betrachten ſei Zunächſt möchte ich alle Handlungen, 
welche den Verluſt der bürgerlichen Ehre nach ſich ziehen, ohne Unterſchied 
der ſenſtigen Strafe, in die Klaſſe der Verbrechen ſetzen und nach dieſen auch 
die Handlungen bei welchen auf eine längere als fünfjährige Freibeitsſtraſe 
erkannt wird. Die Polizei⸗Uebertretungen zu charakteriſiren, it ſchwieriger. 
Indeſſen hat uns der jetzige Geſctz⸗Entwurf in dieſer Beziehung geholfen, 
denn es find in demſelben die einzelnen Polizei-Ucbertretungen ſpezialiſirt 
worden, und dies ſcheint zweckmäßig. Dabei kann man es belaſſen. Die 
Nüance der Vergehen Fürde dann nur negativ beſtimmt werden dürfen, ins 
dem man dazu alle diejenigen ſtraſbaren Handlungen zählt, welche weder zu den 
Verbrechen noch zu den Polizei-Ucbertretungen gehören. 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden. Im Ganzen trete ich der Acußerung meines 
geehrten Herrn Kollegen vollſtändig bei; es fragt ſich aber, ob wir uns nicht 
gegenwärtig noch die Debatte erſparen können. Wenn man Verbrechen und 
Vergeben unterscheiden will, fo könnte eine Unterſcheidung darin gelegt wer⸗ 
den, ob eint ſolche Handlung eine ſchlechte, ehrloſe Geſinnung verräth oder 
nicht. Gefegellebertretungen mit ehrloſer Geſinnung könnte man Verbrechen, 
die ohne dieſe Vergehen nennen. Nimmt man zu dieſen beiden die Polizei⸗ 

entraventionen hinzu, fo würde man zu einer dreigliedrigen Eintheilung 
gelangen. Der Vorſchlag der Abtheilung aber nimmt auf dieſe Intenſivität 
der Verbrechen keine Nückſicht, ſondern beſtimmt die Grenzen ganz objektiv, 
indem er die Unterſcheidung zwiſchen Vergehen und Verbrechen faft ausſchlieh⸗ 
lich von dem Maße der Strafe abhängig macht Eine ſolche Unterſcheidung 
dalte ich nicht dem wahren Rechtefühle angemeſſen, vielmehr würde ich ein 


größeres Gewicht darauf legen, ob die zu beftrafende Handlung einen inſa⸗ 
mirenden Charakter an ſich trägt. Das Dekall durfte ſich aber erſt bei Ve⸗ 
rathung der einzelnen Verbrechen ergeben. Ich will z. B. das Verbrechen 
des erſten Diebſtahls anführen, wo das Map der Strafe nur auf ſechs Wo⸗ 
chen beſtimmt, aber zugleich vorgeſchlagen iſt, den Verlust ſämmtlicher Ehren⸗ 
rechte eintreten zu laſſen Ich glaube daher, daß es zweckmähiger iſt, die 
Berathung und den Veſchluß über den Vorſchlag der Abtheilung zur Zeit 
noch auszulegen. 

Abg. v Gudenau. Ich glaube, daß wir allerdings jetzt, ohne der 
künftigen Verathung vorzugreifen, einen Veſchluß über alle ſpeziellen Folgen 
und Miodiſikatlonen der dreigliedrigen Einheilung noch nicht faſſen konnen. 
Wenn wir aber alle derartige Fragen verſchicben, fo werden ſich die wichti⸗ 
gen Fragen zu ſehr bei dem Schluſſe häufen. Deshalb glaube ich, daß wir 
für jetzt nur pure die dreifache Eintheilung ausſprechen möchten, ohne auf 
ihre nähere Unterſcheidung einzugehen. 

Juſtiz-Miniſter Uhden. Ich kann nur wiederholeu, daß die Einthei⸗ 
lung in infamirende und nicht infamirende Verbrechen und in Polizei-Con⸗ 
traventionen Vieles für ſich hat. Ich muß aber darauf aufmerkſam machen, 
daß unter „crimes“ auch Geſetz⸗Uebertretungen fallen können, die keine ent⸗ 
ehrende Handlung in ſich ſchließen. Es hat z. B. Jemand in der Hitze ei⸗ 
nem Anderen cine körperliche Verletzung beigebracht, und der Verletzte iſt in 
Folge derſelben 20 Tage krank geweſen, fo würde der Thater einer Zucht⸗ 
hausſtraft von 5 Jahren verfallen ſein. 

Abg. Camphauſen. Auf die letzte Bemerkung des Herrn Juſtiz-Mi⸗ 
niſters habe ich zu antworten, daß wir manche Härte in unſerem Rechte am 
Rheine längſt erkannt, deshalb ſeit vielen Jahren eine Revifion deſſelben ge— 
wünſcht haben; daß uns aber niemals vergönnt worden iſt, auf dieſe Reviſion 
einzugehen; es iſt uns nicht vergönnt worden, das Recht aus ſich ſelbſt her⸗ 
aus ſich entwickeln zu laſſen oder es zu verbeſſern, vielmehr iſt immer den 
Rheiniſchen Vorſchlägen die bevorſtehende allgemeine Rechts-Reviſion oder 
früller die bevorſtehende Einführung des Landrechts entgegengefegt worden. 

Landiags⸗Kommeſſar. Ich bin mit meinen Kollegen darüber einig ge⸗ 
worden, der hohen Verſammlung den Vorſchlag zu machen, die Beſchluß⸗ 
nahme über die vorliegende Frage auszuſetzen und zu beantragen, daß zwi⸗ 
ſchen der Abtheilung und dem Miniſterium ſchleunigſt eine Communication 
zur Vermittelung einer ſolchen Einigung ftattfinden möge. (Vielſeitiger Bei⸗ 
fall.) Wir wollen ernſtlichſt bemüht ſein, dieſen Zweck zu erreichen, und 
wenn es gelingt, To hoffe ich, daß dadurch ein weſentliches Hinderniß einer 
fördernden Fortſetzung der Berathung beſeitigt werde und dieſe Geſetzgebung 
aus dem Schooße dieſer hohen Verſammlung um ſo mehr als für alle Theile 
der Monarchie paſſend hervorgehen wird. Wenn alſo die hohe Verſammlung 
keine Schwierigkeit erhebt, ſo würden wir uns ſchleunigſt unter uns verſtän⸗ 
digen und dem Abtheilungs-⸗Vorſitzenden vorſchlagen, eine Zeit anzuberaumen, 
um einen derartigen Verſuch zu machen und ſpäter der hoben Verſammlung 
das Reſultat davon mitzutheilen. Ich glaube nicht, daß die Fortſetzung der 
Debatte in den nächſten Tagen durch Ausſetzung dieſes Beſchluſſes gehindert 
werden wird; wenigſtens wird dieſer Nachtheil geringer ſein als der eines 


voreiligen Beſchluſſes, er möge nun für oder gegen den Antrag der Abthei—⸗ 
lung ausfallen. 1 


Vice⸗Marſchall v. Rochow. Es ſcheint mir das ein Vorſchl i 
den wir mit dem größten Danke annehmen können. Ke im 
Beifalls⸗Bezeigungen). 

Marſchall. Wir kommen nunmehr zum nächſten Paragraphen 
Referent (lieſt vor). „F. 7. Keine Handlung darf mit einer Strafe 
Wed 110 fe Art und ihrem Maße nach geſetzlich dafür be⸗ 

immt iſt.“ Die Abtheilung hat keine Veranlaſſun i 
Kb a ln h g h ſſung gehabt, einen Antrag 
Abg. Camphauſen. Dieſe Veſtimmung, der ich vollkommen beitrete, 
läßt mich erwarten, daß nun auch wirklich die Strafen aufhören werden, die 
vitlleicht gegenwärtig noch vollſtreckt werden, ohne daß fie ihrer Art und 
Weiſe nach geſetzlich befimmt find, d. h. durch verfaflungsmäßig erlaſſene 
Geſetze. Ich erwarte, daß dieſer Paragraph die Folge habe, daß auch die 
Daus⸗Ordnungen der Gefängniſſe, wonach den Verwaltern das Recht, ſchwere 
Strafen aufzulegen, beigemeſſen iſt, in verſaſſungsmäßige Geſetze werden 
umgewandelt werden. 

Abg. Prüfer. Ich wollte in Bezug auf die Faſſung des Paragraphen 
mir zu bemerken erlauben, daß er nach meinem unmaßgeblichen Dafürhalten 
zweidcutnge Erklärungen offen läßt. Wenn die hohe Verſammlung ſchon 
geſtern den Wunſch geäußert hat, daß hier und da eine präzifere Faſſung 
eintreten möchte, ſo wollte ich mir den Antrag erlauben, ob ſie es nicht für 
rätblich halte, auch für dieſen Paragraphen bei der Final-Redaction eine 
desſauſige Ergänzung zu empfehlen. ’ 

Marſchall. Es würde alſo diefer Wunſch nur im Protokolle nieder⸗ 
zulegen ſein. (Es wird bejaht). Wir haben noch eine ganze Stunde bis 
zur gewöhnlichen Zeit des Schluſſes, und ich bin deshalb der Meinung, daß 
wir in der Verathung fortfahren. 

Referent. (Lieſt vor). „§. 8. Todesſtrafe. Die Todesſtrafe iſt durch 
Enthauptung zu vollſtrecken. Die Todesſtrafe iſt durch den gleichzeitig zu 
erkennenden Verluſt der Ehrenrechte, ſo wie durch öffentliche Ausfielung, nie 


Kopfes und der nach der Hinrichtung abzuhauenden rechten Hand, zu | 27 
fen: 1) in den im Geſetz namentlich beſtimmten Fällen (S. 80. und 222.), 


2) wenn das mit Todesſtrafe bedrohte Verbrechen unter beſonders erſchweren⸗ 
den Umfländen oder mit Verleugnung des Ehrgefühls begangen worden iſt.“ 
Zu §. 8. Es drängt ſich zunächſi die Frage auf, ob die Todesſtrafe 
überhaupt beizubehalten ſe! Die Gründe, welche allgemein bekannt für und 
gegen die Beibehaltung geltend gemacht werden, haben in der Abtheilung 
ihre Vertheidiger gefunden, und es iſt nicht gelungen Uebereinſtimmung in 
den Anſichten herbeizuführen. Sowohl über die Rechtfertigung der Todes⸗ 
firafe an ſich aus dem Begriffe des Staats und aus den verſchiedenen Rechts⸗ 
theoricen, als auch über die Frage, ob außer Gründe die Beibehaltung dieſer 
Strafe rechtfertigen, waren die Anſichten getheilt; beſonders aber wurde die 
Meinung geltend gemacht, ; g a 
daß, wie ſeither nach und nach die Anwendbarkeit der Todesfirafe beſchränkt 
worden fei, in derfelben Weiſe auch ferner ſortgeſchritten werden müſſe; 
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daß gegenwärtig die gänzliche Abſchaffung der Todesſtrafe ein zu gewagter 
Sprung ſein würde, deſſen Folgen ſich nicht überſehen laſſen; 

daß adminiſtrative Maßregeln und das Begnadigungsrecht des Monarchen 
. die Vermittelung bilden würden, um endlich die allerdings ſpäter zu 

gewärtigende gänzliche Beſeitigung dieſer Strafe möglich zu machen. 

Die Abtheilung hat ſich mit 9 gegen 5 Stimmen dafür entſchieden, einen 
Antrag auf gänzliche Abſchaffung der Todesſtrafe nicht zu befürworten. Die 
Abtheilung hat ferner in Erwägung gezogen, ob die Todesſtrafe öffentlich 
vollſtreckt werden müſſe, und es wurden für die Bejahung dieſer Frage bes 
ſonders die Gründe geltend gemacht, daß ohne Oeffentlichkeit der Strafvoll— 
ſtreckung der durch die Todesſtrafe beabſichtigte Eindruck der Abſchreckung 
geſchwächt und leicht zu der Vorausſetzung Anlaß gegeben werden könne, daß 
ſich die Staatsgewalt ſcheue, mit der Vollſtreckung der ſchärfſten Strafe 
öffentlich hervorzutreten. Gegen die Anſicht, daß die Vorſchrift, wie die Strafe 
zu vollſtrecken ſei, nicht in das materielle Strafgeſetz, ſondern in die Prozeß⸗ 
Ordnung gehöre, wurde angeführt, daß durch die Oeffentlichkeit der Voll⸗ 
ſtreckung die Strafe ſelbſt einen weſentlich verſchiedenen Charakter erhalte, 
und die Abtheilung hat ſich mit 8 gegen 6 Stimmen dafür erklärt, in das 
Geſetz die ausdrückliche Beſtimmung aufzunehmen, daß die Todesſtrafe öffent⸗ 
lich zu vollſtrecken ſei. Daß die Todesſtrafe durch Enthauptung zu vollſtrecken 
ſei, hat keinen Widerſpruch gefunden; dagegen iſt ferner in Erwägung gezo— 
gen worden, ob nicht ſpeziell das Inſtrument der Enthauptung bezeichnet 
werden müſſe. Die im Jahre 1843 verſammelt geweſenen Landtage haben 
ſich in der Mehrzahl für die Anwendung des Fallbeiles ausgeſp ochen, und 
die Abtheilung hat ſich einſtimmig für die Anwendung dieſes Inſtruments 
erklärt. Endlich hat die Abtheilung die ſich bei §. 8. anſchließende, in der 
Zuſammenſtellung mit Nr. 1 bezeichnete Frage erörtert: ob ſtatt der im 
Entwurfe von 1843 angeordneten Schärfung der Todesſtrafe die im gegen⸗ 
wärtigen Entwurfe angeordnete Schärfung ſtattfinden ſolle? Nach den Mo- 
tiven zum vorliegenden Geſetz-Entwurfe iſt von der Schärfung der Todesſtrafe 
durch Schleifung des Verbrechers zur Richtſtätte, wie ſie der Entwurf von 
1813 anordnete, Abſtand genommen worden, da ſich mehrere Landtage gegen 
jede auch nur ſymboliſche Schärfung der Todesſtrafe als eine in ſich unge- 
rechtfertigte und nicht erforderliche Modification der abſolut höchſten Strafe 
erklärt haben. Dieſer gegen jede Schärſung der Todesſtrafe ſprechende Grund 
muß als richtig anerkannt werden; er ſpricht aber nicht blos gegen die im 
Entwurfe von 1843, ſondern auch noch vielmehr gegen die im gegenwärtigen 
Entwurfe angeordnete Schärfung, da dieſe letztere fi als Verſtümmelung 
eines entſeelten Körpers darſtellt, wogegen ſich das menſchliche Gefühl empört. 
Der Verluſt der Ehrenrechte kann als Schärfung der Todesſtrafe nicht ein- 
treten, weil ohnedies mit dem Leben auch die Möglichkeit, ferner Ehrenrechte 
auszuüben, von ſelbſt aufhört. Die Abtheilung hat ſich einſtimmig gegen 
jede anzuordnende Schärfung der Todesſtrafe erklärt. Nach alle dem wird 
vorgeſchlagen, zu beantragen: 1) die Beſtimmung im erſten Alina dahin zu 
vervollſtändigen, daß die Todesſtrafe „öffentlich“ durch Enthauptung „, vers 
mittelſt des Fallbeils“ zu vollſtrecken ſei; 2) die Veſtimmung im zweiten 
Alinea ganz fortzulaſſen. 

Marſchall. Der bloße Bericht der Abtheilung macht die Stellung 
von fünf Fragen erforderlich. Daraus folgt, daß es auch zweckmäbig, ja 
ſogar nothwendig iſt, daß die Diskuſſion des Gegenſtandes ſich theile, und 
es wird deshalb zuerſt der erſte Abſchnitt des Abtheilungs-Gutachtens zur 
Diskuſſion geſtellt, welcher auf Seite 8 bis zu den Worten ſich erſtreckt: 
„die Abtheilung hat ferner in Erwägung genommen,“ und die Frage enthält, 
ob die Abſchaffung der Todesſtrafe zu beantragen ſei oder nicht? Ueber dieſe 
Frage alſo eröffne ich die Berathung. 

Abg. Plange. Ich halte die Todesſtrafe nicht gerecht, nicht nothwendig 
und gefährlich, und dieſe Anſicht veranlaßt mich nicht nur, ſondern macht es 
mir auch zur Pflicht, auf Abſchaffung derſelben anzutragen. 

Abg. Freiherr v. Gaffron. Ich kann den von dem geehrten Redner, 
der eben geſprochen hat, entwickelten Anſichten nicht beipflichten. Es iſt für 
und wider die Todesſtrafe bereits fo viel geſagt und geſchrieben worden, daß 
ts allerdings ſchwer werden dürfte, etwas noch nicht Gekanntes über dieſen 
Gegenſtand auszuſprechen. Auch bin ich nicht, Rechtsgelehrter und vermag 
nicht, in einer gelehrten Deduction die Theorieen näher zu beleuchteu, die in 
dieſer Beziehung geltend gemacht worden find. Nach meiner Anſicht iſt der 
erſte Zweck der Strafe der Schutz der Geſellſchafſt gegen Verbrechen und der 
zweite: Hinwirkung auf die Beſſerung des Verbrechers. Aus dieſen Gründen 
kann ich mich nur für Beibehaltung der Todesftrafe ausſprechen, und ich 
würde mein Gewiſſen ſchwer belaſtet fühlen, wenn durch meine Theilnahme 
an dem Veſchluß für ihre Abſchaffung nur ein Menſchenleben unter der 
Hand des Mörders fiele. 

Abg. Schier. Ich beantrage die Abſchaffung der Todesſtrafe nur aus 
dem Grunde, weil fie ſich nach keinem Strafrechts-Syſteme rechtfertigen läßt. 

Abg. v. Münchhauſen. Ich habe in der Abtheilung, deren Mitglied 
ich zu meiner Ehre bin, für Beibehaltung der Todesſtrafe geſtimmt. Ich 
bin bei Abgabe dieſes Votums nicht von einer beſtimmten Strafrechtstheorie 
ausgegangen. Ich habe vielmehr für die Beibehaltung der Todesſtrafe aus 
dem Grunde geſtimmt, weil ich fie aus dem Begriffe des Staates an ſich 
für gerechtfertigt und in beſonderer Beziehung auf unſeren Staat wenigſtens 
zur Zeit für unentbehrlich erachte f 

Abg. Neumann. Ich halte dafür, daß die Todesſtrafe einen Eingriff 
in die höhere Ordnung der Dinge enthält, in welche die Hand des Men⸗ 
ſchen ſich einen ſolchen nicht erlauben darf, wäre es auch im Namen des Ge⸗ 
ſetzes, weil dieſes ebenfalls eine Menſchenſatzung iſt. Ich bin ferner der 
Meinung, daß die Todesſtrafe eben fo mit der Moral, wie mit der Religion, 
im Widerſpruch ſtehl und deshalb den oberſten Zweck, den der Staat zu cr⸗ 
reichen ſich vorgeſetzt hat, nicht erreichen läßt. Für die Abſchaffung der To⸗ 
desſtrafe ſpricht hiernächſt ganz daſſelbe, was die Abtheilung in Beziehung 
auf Abſchaffung der körperlichen Züchtigung fo vollſtändig ausgeführt hat. 
Ich bin alſo der Meinung, daß die Todesstrafe füglich aus unſerem Geſetz⸗ 
buche. verſchwinden könne. Y 510 

Abg. Wodiczta Ich glaube, daß es dem Rechtsgefühle des größten 
Theils des Volkes eniſpricht, daß auf ein todeswürdiges Verbrechen auch die 
Todesſtraſe folge, und ich glaube, daß die Abſchaffung der Todesstrafe einen 


nachtheiligen Einfluß auf das öffentliche Rechtsbewußſein ausüben würde. 
Aus dieſem Grunde erkläre ich mich für die Todesſtrafe. 

Abg. Krauſe. Da ich bereits bei dem erſten Entwurf von 1813 mich 
gegen die Todesſtrafe erklärt habe und meine Meinung in keiner Beziehung 
ſich geändert hat, fo erkläre ich mich auch heute dagegen. Wenn geſagt wor⸗ 
den iſt, es ſolle die Abſchreckungs-Theorie gegen Verüvung gleicher Verbre— 
chen helfen, fo möchte ich dagegen anführen, daß die Hinrichtung von Ver⸗ 
brechern nur bei größeren Gerichtshöfen vorkommt, mithin die Maſſe des 
Volks nicht berührt. Ich habe ſchon eine längere Zeit gelebt und habe noch 
nie eine Hinrichtung geſehen. (Heiterkeit.) Es iſt mir auch nichts daran 
gelegen; aber diejenigen, welche einer ſolchen Hinrichtung beigewohnt haben, 
haben mir geſagt, ſie ſei blos ein grauſames Schauſpiel. Was die Wieder⸗ 
vergellungs⸗Theorie betrifft, ſo will ich nicht unterſuchen, ob Wiedervergel⸗ 
tung dem Chriſten zuſtehe. Von meinem Standpunkte aus verwerfe ich fie. 
Wenn ein Menſch ein Verbrecher wird, fo hat es meiſtens an feiner Erzie⸗ 
hung gelegen, und ob die mehr Gebildeten des Staates das Recht haben, 
einen ganz ungebildeten Menſchen, der vielleicht nicht gewußt hat, ob er 
Unrecht thue, mit dem Tode zu beftrafen, bezweifle ich; vielmehr glaube ich 
daß die mehr Gebildeten die Schuldigkeit haben, ihm zu verzeihen und das 
Rechte zu zeigen. 

Marſchall. Meine Herren, ich erinnere an die Anordnung, die ge⸗ 
troffen worden iſt, daß die ſtenographiſchen Berichte von den Vetheiligten in 
den Frühſtunden bis zu Eröffnung der Sitzungen eingeſehen werden können. 

Die nächſte Sitzung wird morgen um 10 Uhr ſtattfinden. 

(Schluß der Sitzung gegen 3 Uhr Nachmittags.) 


Vierte Sitzung des Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes. 
(20. Januar.) 

Die Berathung über Beibehaltung der Todesſtrafe ward fortgeſetzt. Das 
gegen ſprachen die Herren: Steinbeck (unter vielſettigem Vravo), Graf v. 
Schwerin, Neferent Naumann, v. Saucken-Tarputſchen, Kuſchke, v. Olſers 
Neumann und v. Auerswald. Dafür: die Herren Dansmann, Referent 
Frhr. v. Mylius, Gr. v. Renard, Dittrich, Witte, Frhr. v. Patow, Stäge⸗ 
man, Fürſt Wilhelm Radziwill, welcher u. A. äußerte: „Ich glaube, daß 
durch die Todesſtrafe das Seelenheil einer viel größern Anzahl von Verbre⸗ 
chern befördert wird, als durch lebenstängliches Gefängniß. In dieſen Bes 
ziehungen ſtimme ich für die Todesſtrafe; ſubſidiariſch halte ich mich an die 
Abſchreckungs-Theorie. Bei den Naturen, in welchen alles beſſere Gefühl 
gänzlich erſtorben if, die nur aus den roheſten Trieben des Thieriſchen im 
Menſchen Verbrechen begehen, in ſolchen giebt es kein anderes Schutzmittel 
als Abſchreckung, bei ſolchen wird auch der Tod den Begriff der Vernichtung 
in ſich ſchlietzen, alto das Schrecklichſte fein, was ihnen bevorſtehen kann, die 
einzige Drohung ſein, die geeignet iſt, fie von Begehung folder Verbrechen 
abzuhalten, auf welche der Geſetz-Entwurf die Todesſtrafe verhängt.“ Es 
ſprachen ferner für Beibehaltung der Todesſtrafe die Herren: Prüfer, Graf 
v. Fürſtenberg, v. Vyla, Graf v. Galen und Fürſt Voguslav Radziwill — 
Der Vortrag des Herrn Juſtiz⸗Miniſters v. Savigny über diefen Gegenſtand 
lautete wörtlich alfo: „Ueber die hier vorliegende ernſte und wichtige Frage 
if in dieſer hohen Verſammlung vieles Vortteffliche geſagt worden, vieles 
was durch Wiederholung in ſeinem Eindrucke nur geſchwaͤch t werden könnte. 
Ich beſchränke mich darauf, den Standpunkt hervorzuheben, auf welchem wir 
Uns gegenwärtig befinden: Es iſt hier nicht die Frage davon, ob die Todes⸗ 
ſtrafe erfunden, ob ſie neu eingeführt werden ſolle, ſon ern, ob dieſe 
Strafe, die in allen Theilen unſeres Landes vou jeher beſtanden hat, jetzt 
abgeſchafft werden ſoll. Das iſt der Stand der Frage. Dieſe Abſchafng 
würde unſtreitig einen unglaublich großen Eindruck hervorbringen, einen Ein⸗ 
druck, den ich nur für höchſt bedenklich halten könnte, einen ganz anderen 
Eindruck, als den, wenn wir in der Lage wären, uns zu fragen, ob wir bei 
Erſchaffung eines ganz neuen Rechtszuſtandes ſie einführen wollten, oder nicht. 
Wenn ich ſagte, daß ich dieſen Eindruck, den die Abſchaffung der Todesſtrafe 
jetzt hervor ringen würde, für einen höchſt bedenklichen halten müßte, ſo will 
ich damit nicht behaupten, daß durch dieſe Abſchaffung die Zahl der jetzt mit 
dem Tode bedrohten Verbrechen unmittelbar und merklich zunehmen müßte, 
daß z. B. mehr Mordthaten als bisher vorkommen würden; denn wer wollte 
ſich vermeſſen, dies vorher zu ſagen? Davon ſpreche ich nicht, der Eindruck, 
den ich befürchte, iſt der auf das allgemeine Rechtsbewußtſein in der Nation. 
Wenn jetzt die Todesſtrafe abgeſchafft würde, was würde der Eindruck ſein? 
Wit ich glaube, nicht der, daß man eine Forderung der Humanität zu befriedigen 
geſucht habe, ſondern vielmehr der, daß die Geſetzgebung in ihrem Ernſte nachge— 
laſſen habe, der Eindruck einer Schwäche, einer Nachgiebigkeit gegen den Schein 
der Humanität. Und dieſes iſt der Eindruck, den ich fürchte, und den ich 
von der Geſetzgebung abwenden möchte. Ich will dieſer allgemeinen Betrach- 
tung noch einiges Spezielle hinzufügen, was ſich theilweiſe auf die bisherige 
Dis:ufffon bezieht. Mehrere der geehrten Redner, welche ſich gegen die To— 
desſtraſe erklärt haben, verlangten, man ſolle Vertrauen zur Nation faſſen, 
und zwar deshalb, well ſie dieſes Vertrauen verdiene. Es kann Niemand 
mit aufrichtigerer Ueberzeugung, als ich, dieſer Forderung zuſtimmen; allein 
in jeder, auch der edelſten Natton, wird es niemals an einzelnen Verirrten 
fehlen, die ſich geradezu als Feinde der ganzen Geſellſchaft erklären Das 
Anerkenntniß dieſer Möglichkeit, welches die Erfahrung uns aufdringt, iſt 
ganz unabhängig von unſerer Anerkennung der Vertrauenswürdigkeit der 
Nation, des edlen National-Charakters. Dieſe Fälle werden vorkommen, 
möge die Todesſtrafe beibehalten oder abgeſchafft werden, und deshalb iſt das 
wohlbegründete Vertrauen zur Natton nicht als ein Grund anzufehen, wels 
cher bei dieſer Frage entſcheiden könnte. Wenn ich mich aber gegen die Ab⸗ 
ſchaffung der Todesſtrafe erkläre, ſo muß ich dabei einem möglichen Mißver⸗ 
ſtändniſſe vorzubeugen ſuchen. Dieſe meine Ueberzeugung iſt ſehr wohl vers 
einbar mit der anderen Ueberzeugung daß es die Pflicht des Geſetzgebers ſei, 
mit dieſer ſchwerſten aller Strafen möglichſt ſparſam umzugehen, ſte alſo fo 
viel möglich zu vermindern. Von dieſer Ueberzeugung iſt auch der vorliegende 
Entwurf ausgegangen, und wenn man ihn mit den Geſttzgebungen vergleicht, 
die in den verſchiedenen Theilen unſeres Landes jetzt gelten, wird man nicht 
verkennen, daß die ſorgſamſte Sparſamkeit in der Anwendung der Todesſtrafe 
geübt worden iſt. In ton 6 HE and il 
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